
größter Wichtigkeit, daß der Prozeß gegen diese 
Hauptverbrecher zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
beginnt.

Die erste Liste der Angeklagten wird vor dem 
1. September dieses Jahres veröffentlicht werden.

VIII.
Österreich

Die Konferenz hat einen Vorschlag der Sowjet­
regierung über die Ausdehnung der Autorität der 
österreichischen provisorischen Regierung auf ganz 
Österreich geprüft.

Die drei Regierungen stimmten darin überein, daß 
sie bereit seien, diese Frage nach dem Einzug der 
britischen und amerikanischen Streitkräfte in die 
Stadt Wien zu prüfen.

IX.
Polen

Die Konferenz hat die Fragen, die sich auf die 
Polnische Provisorische Regierung der Nationalen 
Einheit und auf die Westgrenze Polens beziehen, 
der Betrachtung unterzogen.

Hinsichtlich der Polnischen Provisorischen Re­
gierung der Nationalen Einheit definierten sie ihre 
Haltung in der folgenden Feststellung:

a) Wir haben mit Genugtuung von dem Abkom- 
men Kenntnis genommen, das die polnischen Ver­
treter aus Polen selbst und diejenigen aus dem 
Auslande erzielt haben, durch das die in Überein­
stimmung mit den Beschlüssen der Krim-Konferenz 
erfolgte Bildung einer Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit möglich gewor­
den ist, die von den drei Mächten anerkannt 
worden ist. Die Herstellung diplomatischer Be­
ziehungen mit der Polnischen Provisorischen Re­
gierung ч durch die britische Regierung und die 
Regierung der Vereinigten Staaten hatte die 
Zurückziehung ihrer Anerkennung der früheren 
polnischen Regierung in London zur Folge, die 
nicht mehr besteht.

Die Regierungen der Vereinigten Staaten und 
Großbritanniens haben Maßnahmen zum Schutze 
der Interessen der Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit als der anerkann­
ten Regierung des polnischen Staates hinsichtlich 
des Eigentums getroffen, das dem polnischen 
Staate gehört, in ihren Gebieten liegt und unter 
ihrer Kontrolle steht, unabhängig davon, welcher 
Art dieses Eigentum auch sein mag.

Sie haben weiterhin Maßnahmen zur Verhinde­
rung einer Übereignung derartigen Eigentums an 
Dritte getroffen.

Der Polnischen Provisorischen Regierung der 
Nationalen Einheit werden alle Möglichkeiten zur 
Anwendung der üblichen gesetzlichen Maßnahmen 
geboten werden zur Wiederherstellung eines be­
liebigen Eigentumsrechtes des Polnischen Staates, 
das ihm ungesetzlich entzogen worden sein sollte,

Die drei Mächte sind darum besorgt, der Pol­
nischen Provisorischen Regierung der Nationalen 
Einheit bei der Angelegenheit der Erleichterung 
der möglichst baldigen Rückkehr aller Polen im 
Ausland nach Polen behilflich zu sein, und zwar 
für alle Polen im Ausland, die nach Polen zurück­
zukehren wünschen, einschließlich der Mitglieder
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der polnischen bewaffneten Streitkräfte und der 
polnischen Handelsmarine. Sie erwarten, daß den 
in die Heimat zurückkehrenden Polen die gleichen 
persönlichen und eigentumsmäßigen Rechte zu­
gebilligt werden wie allen übrigen polnischen 
Bürgern.

Die drei Mächte nehmen zur Kènntnis, daß die 
Polnische Provisorische Regierung der Nationalen 
Einheit in Übereinstimmung mit den Beschlüssen 
der Krim-Konferenz der Abhaltung freier und un­
gehinderter Wahlen, die so bald wie möglich auf 
der Grundlage des allgemeinen Wahlrechts und 
der geheimen Abstimmung durchgeführt werden 
sollen, zugestimmt hat, wobei alle demokratischen 
und antinazistischen Parteien das Recht zur Teil­
nahme und zur Aufstellung von Kandidaten haben 
und die Vertreter der alliierten Presse volle Frei­
heit genießen sollen, der Welt über die Entwick­
lung der Ereignisse in Polen vor und während der 
Wahlen zu berichten.

b) Bezüglich der Westgrenze Polens wurde fol­
gendes Abkommen erzielt:

In Übereinstimmung mit dem bei der Krim-Kon­
ferenz erzielten Abkommen haben die Häupter der 
drei Regierungen die Meinung der Polnischen Pro­
visorischen Regierung der Nationalen Einheit hin­
sichtlich des Territoriums im Norden und Westen 
geprüft, das Polen erhalten soll. Der Präsident 
des Nationalrates Polens und . die Mitglieder der 
Polnischen Provisorischen Regierung der Nationa­
len Einheit sind auf der Konferenz empfangen 
worden und haben ihre Auffassungen in vollem 
Umfange dargelegt Die Häupter der drei Regie­
rungen bekräftigen ihre Auffassung, daß die end­
gültige Festlegung der Westgrenze Polens bis zu 
der Friedenskonferenz zurückgestellt werden soll.

Die Häupter der drei Regierungen stimmen darin 
überein, daß bis zur endgültigen Festlegung der 
Westgrenze Polens, die früher deutschen Gebiete 
östlich der Linie, die von der Ostsee unmittelbar 
westlich von Swinemünde und von dort die Oder 
entlang bis zur Einmündung der westlichen Neiße 
und die westliche Neiße entlang bis zur tschecho­
slowakischen Grenze verläuft, einschließlich des 
Teiles Ostpreußens, der nicht unter die Verwaltung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in 
Übereinstimmung mit den auf dieser Konferenz er­
zielten Vereinbarungen gestellt wird und ein­
schließlich des Gebietes der früheren Freien Stadt 
Danzig, unter die Verwaltung des polnischen 
Staates kommen und in dieser Hinsicht nicht als 
Teil der sowjetischen Besatzungszone in Deutsch­
land betrachtet werden sollen.

X.
Der Abschluß der Friedensverträge und Zulassung 

zur Organisation der Vereinten Nationen
Die Konferenz einigte sich auf die folgende Er­

klärung über eine gemeinsame Politik zur mög­
lichst baldigen Schaffung der Bedingungen für einen 
dauerhaften Frieden nach der siegreichen Beendi­
gung des Krieges in Europa.

Die drei Regierungen betrachten es als 
wünschenswert, daß die gegenwärtige anormale 
Stellung Italiens, Bulgariens, Finnlands, Ungarns 
und Rumäniens durch den Abschluß von Frie­
densverträgen beendigt werden soll. Sie ver-


